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Stellungnahmen zur Offenlage 
 
Nach der frühzeitigen Bürgerbeteiligung (Paragraph 3 Absatz 1 Baugesetzbuch) sind bis 
zum Abschluss der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans (§ 3 Abs. 2, 24.05.2007 bis 
einschließlich 27.06.2007) in der Zeit vom 18.05.2007 bis einschließlich 27.06.2007 von 8 
Bürgern Anregungen eingereicht worden. Diese sind aufgrund der vielfach vorhandenen in-
haltlichen Entsprechungen nachfolgend thematisch geordnet aufgeführt: 
 
 
1 Wohnumfeld, Ortsbild 
 
1.1 Für zwei Einwender würde die geplante Bebauung zu einer (radikalen) Zerstörung 

eines gerade auch für junge Familien immer wieder einladenden Wohnquartiers füh-
ren. 

 
Stellungnahme der Verwaltung 
Durch die Bebauung soll attraktiver Wohnraum für Familien geschaffen werden, der die vor-
handenen Potentiale des Stadtteils nutzt und langfristig stärkt. Die Qualität des Quartiers 
wird durch die geplante Bebauung nicht in Frage gestellt, sondern einer größeren Anzahl von 
Einwohnern zugänglich gemacht. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  
 
 
1.2 Drei Einwendungen setzen sich damit auseinander, dass es durch die massive, klot-

zige, nicht ins Stadtbild passende Bebauung zu einer Zerstörung des Ortsbildes (§ 11 
Abs. 1 LBO Baden-Württemberg) komme. 

 
Stellungnahme 
In den benachbarten Bereichen zwischen Handschuhsheimer Landstraße und Zeppelinstra-
ße liegen keine Bebauungspläne vor. Bauvorhaben sind nach § 34 Baugesetzbuch zu beur-
teilen. Demnach ist ein Vorhaben unter anderem dann zulässig, wenn es sich nach Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Dies ist im 
Einzelfall zu prüfen und kann daher nicht pauschal vorausgesagt werden. 
 
Die Bebauung westlich der Beethovenstraße ist nicht völlig mit dem östlichen Bereich der 
Beethovenstraße vergleichbar. Die Grundstückstiefe ist für eine hintere Bauzeile nicht aus-
reichend. Da der Grundbesitz auf verschiedene Grundstückseigentümer verteilt ist, wäre hier 
eine hintere Erschließung vergleichsweise schwieriger zu bewerkstelligen, wenn auch nicht 
unmöglich. 
 
Bisher besteht kein Planerfordernis für diesen Bereich. Sollten Bauwünsche an die Stadt 
Heidelberg herangetragen werden und würden diese städtebauliche Spannungen erzeugen, 
so müsste der Gemeinderat wie im Fall des Bebauungsplans Beethovenstraße-Ost darüber 
entscheiden, ob ein Bebauungsplanverfahren eingleitet werden soll. 
 
Die Planung hat Einfluss auf das Ortsbild. Mit der Planung ändert sich der Gebietscharakter 
insofern, dass die bauliche Dichte erhöht und das Dach als Gestaltungselement in Form ei-
nes Flachdachs ausgebildet wird. Das Flachdach ist einerseits schlüssiges gestalterisches 
Element des Gesamtkonzeptes, andererseits bietet es durch die Dachbepflanzung die Mög-
lichkeit den Eingriff in den Naturhaushalt zu reduzieren. Die Bauweise und die Kubatur ist 
aus der Umgebung ableitbar. Aufgrund der im Laufe der Zeit sich wandelnden Architektur-
sprache und sich verändernden städtebaulichen Anforderungen unterscheidet sich die ge-
plante Bebauung vom Bestand, dies führt aber nicht zu einer Beeinträchtigung des Ortsbil-
des im Sinne des § 11 Abs. 1 Landesbauordnung. 
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Beschlussvorschlag 
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  
 
 
1.3 Eine Einwendung geht davon aus, dass mit der geplanten Bebauung Präzedenzfälle 

für eine weitere Nachverdichtung geschaffen werden. 
 
Stellungnahme 
In den benachbarten Bereichen zwischen Handschuhsheimer Landstraße und Zeppelinstra-
ße liegen keine Bebauungspläne vor. Bauvorhaben sind nach § 34 Baugesetzbuch zu beur-
teilen. Demnach ist ein Vorhaben unter anderem dann zulässig, wenn es sich nach Art und 
Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Dies ist im 
Einzelfall zu prüfen und kann daher nicht pauschal vorausgesagt werden. 
 
Die Bebauung westlich der Beethovenstraße ist nicht völlig mit dem östlichen Bereich der 
Beethovenstraße vergleichbar. Die Grundstückstiefe ist für eine hintere Bauzeile nicht aus-
reichend. Da der Grundbesitz auf verschiedene Grundstückseigentümer verteilt ist, wäre hier 
eine hintere Erschließung vergleichsweise schwieriger zu bewerkstelligen, wenn auch nicht 
unmöglich. 
 
Bisher besteht kein Planerfordernis für diesen Bereich. Sollten Bauwünsche an die Stadt 
Heidelberg herangetragen werden und würden diese städtebauliche Spannungen erzeugen, 
so müsste der Gemeinderat wie im Fall des Bebauungsplans Beethovenstraße-Ost darüber 
entscheiden, ob ein Bebauungsplanverfahren eingleitet werden soll. 
 
 
1.4 In einer Stellungnahme wird darauf hingewiesen, dass der Einsatz der Mieter zur Er-

haltung des Bestandes nicht gewürdigt werde. 
 
Stellungnahme 
Der von den Mietern geleistete Einsatz zur Erhaltung des Bestandes wird durch das geplante 
Vorhaben nicht in Frage gestellt. Sofern Mieter wertsteigernde bauliche Veränderungen auf 
den Flächen vorgenommen haben, die für die geplante Bebauung benötigt werden, handelt 
es sich dabei um einen privatrechtlichen Belang, der im Rahmen der bestehenden Mietver-
hältnisse gegebenenfalls zu würdigen ist. 
 
Beschlussvorschlag  
Eine Berücksichtigung im Bebauungsplanverfahren ist nicht möglich. Eine Be-
schlussfassung erübrigt sich.  
 
 
2 Konflikte mit übergeordneten Planwerken 
 
2.1 Es wird in fünf Stellungnahmen eingewandt, der Bebauungsplan widerspräche den 

Forderungen von Stadtentwicklungsplan (STEP) und den Präzisierungen im Stadtteil-
rahmenplan „bauliche Verdichtungen in diesem Gebiet nur in geringstem Rahmen 
vorzunehmen“. 

 
Stellungnahme 
Der Stadtentwicklungsplan 2010 (STEP) formuliert für die weitere städtebauliche Entwick-
lung Leitlinien und Ziele. Zu den Leitlinien zählt, dass Bauland sparsam zu verwenden ist. 
Hintergrund ist die zunehmende Flächenknappheit sowohl im Ballungsraum der Metropolre-
gion als im Stadtgebiet von Heidelberg selbst. Denn die Stadt Heidelberg stößt gerade in 
landschaftlich sensiblen Bereichen an ihre Grenzen, so dass einerseits der Aktivierung von 
Stadtumbaupotentialen wie beispielsweise der sich in Planung befindlichen Bahnstadt erheb-
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liche Bedeutung zukommt, andererseits auf eine Flächenintensivierung in allen Bereichen 
hingewirkt werden muss.  
 
Dabei ist laut STEP eine maßvolle Innenentwicklung durch Nachverdichtung gemäß eines 
nach sozialverträglichen, stadtbildpflegerischen und stadtklimatologischen Gesichtspunkten 
zu erarbeitenden städtebaulichen Dichteplans anzustreben. Vorrang bei einer Bebauung 
haben in der Regel diejenigen Gebiete, die dem Mittelpunkt der Stadt am nächsten und ent-
lang der ÖPNV-Trassen liegen. Die geplante Wohnbebauung Beethovenstraße ist circa 100 
Meter von einer Straßenbahntrasse entfernt. Die Entfernung zur Innenstadt (Bismarckplatz) 
beträgt nur circa 1,7 Kilometer. Damit erfüllt die Planung in diesem Bereich die formulierten 
Ziele des STEP. 
 
Als weiteres Ziel benennt der STEP die Versorgung der Bevölkerung mit bezahlbaren Wohn-
raum. Derzeit gibt es im Marktsegment der bezahlbaren Wohnungen nach wie vor gravie-
rende Versorgungsengpässe. Davon sind vor allem junge Familien mit Kindern und Gruppen 
mit besonderem Wohnungsbedarf betroffen. Wenn Heidelberg auch als Wirtschaftsstandort 
nicht gefährdet werden soll, ist ein nachfragegerechtes, bezahlbares Wohnungsangebot 
ganz besonders wichtig. Wenn Heidelberg vor allem junge Familien halten möchte, müssen 
neue Maßstäbe für das familiengerechte Bauen bei mittlerer baulicher Dichte im Miet- und im 
Eigenheimbau gesetzt werden. Dies trifft für alle Baugebiete in Heidelberg zu, nicht nur für 
die Bahnstadt. 
 
Ebenso bedeutsam ist die Sicherung von stadtbildprägenden Quartieren und freiräumlichen 
Qualitäten.  
Während die Planung hinsichtlich der Flächenbereitstellung im Innenbereich, der Bevorzu-
gung von Bebauung entlang der ÖPNV-Trassen und der Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum nicht gegen die Ziele des STEP verstößt, zeigt sie jedoch Zielkonflikte auf, die 
dann dort auftreten, wo siedlungsstrukturelle und freiräumliche Qualitäten zu berücksichtigen 
sind.  
 
Zielkonflikte dieser Art sind nicht ungewöhnlich, sie fließen letztendlich in die planerische 
Abwägung ein. Im vorliegenden Fall soll die Nachverdichtung eines stadtbildprägenden 
Quartiers zur Erfüllung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung Vorrang bekommen. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung begründet, ihr wird aber nicht gefolgt, da das Ziel wie dargestellt an-
deren Zielen im Rahmen der Abwägung nachgeordnet wird.  
 
 
2.2 Von Bürgerseite wird angemerkt, die Planungs- und klimaökologischen Empfehlun-

gen der Klimastudie der Stadt Heidelberg „Stadtklima 1995“ Prof. Dr. Heinz Karrasch, 
Geogr. Institut der Univ. Heidelberg/Dr. Seitz, Ökoplana, Heidelberg–Mannheim, fän-
den keinerlei Berücksichtigung. 

 
Stellungnahme 
Unter klimaökologischen Gesichtspunkten steht die Nachverdichtung dann nicht im Wider-
spruch, wenn wie im vorliegenden Fall durch Gebäude mit begrünten Dachflächen und Fas-
saden sowie Baumersatzpflanzungen die klimaökologische Leistung des innerstädtischen 
Areals weitgehend erhalten bleibt. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  
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Natur- und Landschaftsschutz, Gärten 
 
3.1 In drei Einwendungen wird darauf hingewiesen, dass die vorgesehene Bebauung 

jahrzehntelang gewachsener Grünstrukturen mit einer Vielzahl unter Naturschutz 
stehender Bäume und Teichen, seltenen Amphibien und Vogelarten zerstöre. 

 
Stellungnahme 
Dass das innerstädtische Areal einen Naturschutzwert hat, wurde im Umweltbericht explizit 
dargelegt und in der Umweltprüfung berücksichtigt. Die Umweltprüfung ergab, dass die un-
strittig vorhandenen Qualitäten gleichwohl ausgleichbar oder zu kompensieren sind. In der 
erforderlichen Abwägung aller Belange überwogen dann die nachhaltigen auch gesamtöko-
logischen Vorteile der Innenentwicklung die individuellen Nachteile der kompensierbaren 
Eingriffe. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist begründet, ihr wird aber nicht gefolgt.  
 
 
3.2 Weiterhin wird zwei Mal eingewandt, dass eine großflächige Versiegelung des Bo-

dens durch die massive Bebauung erfolge. 
 
Stellungnahme 
Hier werden die Zusammenhänge verkannt. Der Vorteil der geplanten effizienten Nachver-
dichtung ist, dass anders als bei Neubaugebieten in gleicher Größe im Außenbereich die 
erforderlichen zusätzlichen Versiegelungen für noch nicht vorhandene Erschließungsstraßen 
entfallen. Je effizienter die vorhandene Infrastruktur genutzt wird, desto sparsamer ist der 
Umgang mit dem Schutzgut Boden. Auch die Bauweise dient dazu großflächige Versiege-
lung zu vermeiden, indem Wohnraum nicht durch Fläche sondern durch Stockwerke ge-
schaffen wird. Nicht zuletzt stellt die geplante Dachbegrünung einen Beitrag zur Kompensa-
tion verloren gegangener Bodenfunktion (Versickerung) dar. 
 
Dass, wenn weniger Wohnraum geschaffen wird, auch weniger Boden versiegelt wird, ist 
unstrittig. Da aber Wohnraum benötigt wird, ist bezogen auf den für die Schaffung von 
Wohnflächen erforderlichen Bodenverbrauch die vorliegende Planung die günstigste. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  
 
 
3.3 Eine Einwendung setzt sich damit auseinander, dass aufgrund der Überarbeitung 

zwischen Vorentwurf und dem offengelegten BP sich die Gartensituation in folgenden 
Punkten für den Bestand verschlechtert hätte: 

- Gartengröße 
- Größere Gärten an der Richard-Wagner-Straße, Einseitige Bevorzugung der Neu-

bauten 
- Fehlende Straßenanbindung der verbleibenden Bestandsgärten 
- Erhalt des Baumbestandes im Bereich der Gartenfläche der Einwender, Einstufung 

durch Umweltamt als schützenswert 
 
Stellungnahme 
Gegenüber dem Vorentwurf wurde auf den geplanten durchgängigen Fußweg mit zentralem 
Platz verzichtet, um die befürchtete „Öffentlichkeit“ im Gebiet zur vermeiden und weniger 
Fläche zu befestigen. Die Lage der geplanten Gebäude und damit deren Abstand zum Be-
stand von 11,5–12 m im nördlichen Baufeld blieben dabei ebenso unverändert wie die Tiefe 
der verbleibenden Bestandsgärten, die ursprünglich für alle gleich 9,5 m betrug. Eine Aus-
nahme bilden die Bestandsgärten, die vom allgemein gewünschten Wegfall des Quartiers-
platzes profitieren und größer werden. Es ist aber nicht sinnvoll, dass dort wo der Weg ent-
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fällt, einzelne Bestandsgärten bis an die Hauswand der neuen Gebäude heranreichen. Durch 
eine solche Lösung würden mit großer Wahrscheinlichkeit nachbarschaftliche Konflikte ange-
legt. Die Verbesserung der Grünflächenbilanz ist unabhängig vom getroffenen Grundstücks-
zuschnitt positiv zu bewerten. 
 
Da die Bestandsgärten nicht bis an die Hauswand der neuen Gebäude heranreichen sollen, 
wurden die Fläche des dort zuvor geplanten Weges dem neuen Grundstück zugeschlagen. 
Die Gärten an der Richard-Wagner-Straße werden dadurch nicht größer als der Garten des 
Endhauses Beethovenstr. 54. Andere Neubauten besitzen keinen Vorgarten und haben ins-
gesamt deutlich kleinere Gartenflächen (z.B. nördlich der Haydnstr.), so dass die Ansicht, die 
Gärten der Neubauten würden zu Lasten des Bestandes größere Gärten bekommen unbe-
gründet ist. Die Grundstückszuschnitte resultieren in erster Linie aus den Zwängen der erfor-
derlichen Erschließung.(siehe hierzu auch S. 31ff. der Begründung) 
 
Alle Bestandsgärten behalten entweder ihre direkte Straßenanbindung oder sind, wie früher 
über die Mistwege, von hinten an das Wegenetz angebunden. 
 
Die Baumschutzsatzung der Stadt Heidelberg regelt nur, dass Bäume mit mehr als 1 m 
Stammumfang in 1 m Höhe nicht einfach gefällt werden dürfen. Nach derzeitigem Kenntnis-
stand wird das Kriterium von den genannten Bäumen nicht erfüllt. Bei nicht standortheimi-
schen Bäumen wie dem Blauglockenbaum ist es zudem ökologisch vertretbar, sie im Ge-
samtökosystem andernorts durch standortheimische Bäume zu ersetzen. Sofern Bäume der 
Baumschutzsatzung unterliegen ist über eine Befreiung im Zuge des Bebauungsplanverfah-
rens zu entscheiden. Es gibt im Plangebiet keine Festlegung von Bäumen, die auch bei Be-
bauung nicht gefällt werden dürfen. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung hinsichtlich der rückwärtigen Erschließung der Bestandsgärten ist berücksich-
tigt. Eine Beschlussfassung erübrigt sich. Die weiteren Anregungen sind unbegründet, ihnen 
wird daher nicht gefolgt.  
 
 
3.4 Ein Einwender regt an, dass durch die mit Metalldach geplanten Gartenhäuschen 

zusätzlich wichtige Grünflächen entzogen werde und Bäume im Bestand (hier ca. 40 
Jahre alte Kiefer) entfallen würden. 

 
Stellungnahme 
Im Zuge der weiteren Detailplanung wurde auf die verbindliche Vorgabe und Errichtung der 
Gartenhäuschen im Vorhaben- und Erschließungsplan verzichtet. Die für die Gartenhäu-
schen vorgesehenen Standorte bleiben im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan und im 
Grünordnungsplan erhalten, um bei Bedarf einen Standort vorgeben zu können und im Vor-
feld den erforderlichen Ausgleich sicherzustellen. Durch die Berücksichtigung der maximal 
möglichen Flächeninanspruchnahme bleibt die Eingriffsdimension in der Eingriffs- und Aus-
gleichsbetrachtung unverändert. Da kleine Gartenhäuschen baurechtlich immer zulässig 
sind, soll durch die konkrete Standort- und Gestaltungsvorgabe ein späterer „Wildwuchs“ und 
zu große Bauten vermieden werden. Der mögliche Entfall der Kiefer erfolgt demnach nicht 
für ein einzelnes Gartenhäuschen, sondern im Zusammenhang mit dem Gesamtkonzept und 
wird durch Ersatzpflanzungen kompensiert. 
 
Beschlussvorschlag 
Die Anregung ist berücksichtigt. Eine Beschlussfassung erübrigt sich.  
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4 Verkehr 
 
4.1 Für zwei Anwohner käme es durch die geplante Bebauung zu einer unzumutbaren 

Verschlechterung der Parkplatz- und Verkehrssituation. 
Stellungnahme 
Es ist fraglich, ob eine Zunahme des PKW-Verkehrs in den umliegenden Straßen durch 19 
Wohneinheiten als gravierend zu betrachten ist. Auch ohne den Bebauungsplan ist eine 
straßenbegleitende Bebauung, die nach § 34 BauGB zulässig wäre, möglich und könnte mit 
Ausnahme des südlichen Baufeldes und bei anderer Gebäudetypologie die gleiche Anzahl 
von Wohneinheiten schaffen, wie dies bei der vorliegenden Planung der Fall ist. 
 
Um baurechtlich notwendige Stellplätze im Vorgartenbereich erreichen zu können und um 
die innenliegende Bebauung anfahren zu können, müssen Parkmöglichkeiten im öffentlichen 
Straßenraum entfallen. Es wird von den Anliegern befürchtet, dass die künftigen Bewohner 
mehr als einen PKW besitzen und die Planung dafür keine Abstellmöglichkeiten anbietet. Die 
im Kapitel 7.4.3 der Begründung erwähnte Überprüfung der Parkmöglichkeiten hat ergeben, 
dass in den umliegenden Straßen in zumutbarer Entfernung noch Parkmöglichkeiten vor-
handen waren. 
 
Die Nutzung des öffentlichen Straßenraums wird häufig auf den Gewohnheitsanspruch eines 
Dauerparkrechts reduziert. Die bestimmungsgemäße Nutzung eines Grundstücks begründet 
kein Recht auf die bevorzugte Nutzung des angrenzenden öffentlichen Straßenraums. 
 
Probleme, die sich aus der Verteilung knappen öffentlichen Straßenraums auf verschiedenen 
Verkehrsteilnehmer ergeben, entstehen dann, wenn Gehwege zugeparkt werden, weil zu-
mutbare Wege zu abgestellten PKW, nicht in Kauf genommen werden. Grundsätzlich sind 
Stellplätze auf dem eigenen Grundstück unterzubringen. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  
 
 
4.2 Eine Einwendung geht davon aus, dass es zu einer Zunahme der Lärmbelastung im 

Vergleich zum Schallgutachten durch Verlegung der Straßenbahnhaltestelle „Blu-
menthalstraße“ in der Steubenstraße in Richtung Kirche und das damit verbundene 
Abbremsen/Anfahren an dieser Stelle käme. 

 
Stellungnahme 
Aus den Anlagen 3.1 und 3.2 der fachtechnischen Stellungnahme vom Dezember 2006 ist 
ersichtlich, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 für ein Allgemeines Wohngebiet (WA) 
im Kreuzungsbereich Bachstraße/Steubenstraße durch bereits bestehenden Verkehrslärm 
erheblich überschritten sind. Die Schallimmissionen aus dem zukünftigen Parkplatzlärm der 
geplanten Bebauung halten die Orientierungswerte jedoch an allen maßgeblichen Immissi-
onsorten und auch an der Bachstraße 3 ein. Außerdem werden diese Geräusche durch den 
bereits vorhandenen Verkehrslärm vollständig verdeckt, so dass auch eine subjektive Beein-
trächtigung nicht zu erwarten ist. 
 
Lediglich an der nordwestlichen Gebäudeecke der Kirche (Anlagen 5.1 und 5.2) wird ein ge-
ringfügiger Pegelanstieg von 1 dB(A) durch die geplante Bebauung diagnostiziert. Die be-
nachbarten Wohngebäude sind davon aber nicht betroffen. 
 
Die Verlegung der Straßenbahnhaltestelle „Blumenthalstraße“ hat keine Auswirkung auf die 
vorgelegte schalltechnische Prognose. Denn die zugehörigen Berechnungsalgorithmen lie-
fern eher zu hohe als zu niedrige Ergebnisse, siehe auch Tabelle 9.1 im Vergleich zu der 
Tabelle der Messergebnisse, Abschnitt 6. Zudem ist im Rechenverfahren für Straßenbahn-
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verkehr (Schall 031) die erhöhte Lärmbelästigung von Haltestellen im Gesamtbetrag bereits 
enthalten. Eine gesonderte Betrachtung der Haltstellen findet hier, im Gegensatz zu den 
Bahnhöfen bei sonstigem Bahnverkehr nicht statt. Eine nachträgliche Berechnung der Halte-
stellensituation ändert nichts am vorliegenden Ergebnis. 
 
Hinzukommt, dass die befürchtete, zusätzliche Lärmbelästigung vom öffentlichen Verkehr, 
der sich in diesem Falle dem planerischen Einfluss entzieht, ausgeht und nicht von der ge-
planten Bebauung. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  
 
 
4.3 Von drei Seiten wird eingewandt, dass die zusätzliche Lärmbelastung der Bestands-

grundstücke in der Planung nicht ausreichend berücksichtigt sei. 
 
Stellungnahme 
Um die Erschließungsflächen im Quartiersinnenbereich gering zu halten, sind Stellplätze nur 
auf den dafür vorgesehenen Flächen zulässig. Die ausgewiesenen Flächen entsprechen 
dem aufgrund der Landesbauordnung notwendigen Bedarf. Grundsätzlich ist davon auszu-
gehen, dass Garagen und Stellplätze, deren Zahl dem durch die zugelassene Nutzung ver-
ursachten Bedarf entspricht, auch in einem von Wohnbebauung geprägten Bereich keine 
erheblichen, billigerweise unzumutbaren Störungen hervorrufen. 
 
Im konkreten Fall sind pro Baufeld 3–4 Stellplätze im Innenbereich realisierbar. Die schall-
technische Untersuchung, die sich speziell mit möglichen Auswirkungen der Stellplätze für 
die Nachbarschaft befasst, kommt zu dem Ergebnis, dass die maßgeblichen Orientierungs-
werte der DIN 18005 eingehalten werden. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  
 
 
5 Prüfung von Alternativen 
 
5.1 Eine Anregung setzt sich damit auseinander, dass nur eine unzureichende Prüfung 

von Alternativen vorgenommen worden sei. Eine Bebauung am östlichen Rand des 
Bestandes, die alle Bestandsgärten gleichmäßig träfe, sei im Gegensatz zu einer 
Blockrandbebauung mit ungleicher Beanspruchung nicht in Erwägung gezogen wor-
den. 

 
Stellungnahme 
Der dem Bebauungsplan zu Grunde liegende städtebauliche Entwurf ist das Ergebnis einer 
Mehrfachbeauftragung von 6 Architekturbüros. Im Laufe des Bebauungsplanverfahrens wur-
de durch den Landesnaturschutzverband (LNV) eine weitere vom Einwender als ökologisch 
vorteilhafter angesehene Variante eingebracht. Im Zuge der Umweltprüfung erfolgte eine 
vergleichende Bewertung der beiden städtebaulichen Varianten (vgl. Umweltbericht Kapitel 
2.4). Den vergleichsweise geringen ökologischen Vorteilen der LNV-Variante stehen städte-
bauliche und erschließungstechnische Nachteile und eine Abweichung von den ursprüngli-
chen Planungszielen gegenüber. Vor diesem Hintergrund wurde die städtebauliche Planung 
beibehalten. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  

                                                 
1 BUNDESBAHN ZENTRALAMT (Hrsg.) (1990) Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von Schienenwagen, Informa-
tion der Deutschen Bundesbahn. Grundlage für Schienenverkehrslärmberechnungen gemäß der Verkehrslärmschutzverord-
nung (16. BImSchV). 
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5.2 Ein Einwender regt an, dass für eine Bebauung kein Bedarf bestehe, da durch den 
Abzug der Amerikaner in Rohrbach und die Bahnstadt in großem Umfang zukünftig 
Flächen für Wohnungsbau zur Verfügung stehen. 

 
Stellungnahme 
Die Stadt Heidelberg ist durch die Landesregierung Baden-Württemberg als Gebiet mit er-
höhtem Wohnraumbedarf ausgewiesen. 
 
Die Stadt Heidelberg hat auf der Basis von 2003 eine eigene kleinräumige Prognose für alle 
Stadtteile erstellt. Sie basiert auf der wohnberechtigten Bevölkerung (Einwohner mit Haupt- 
oder Nebenwohnsitz). Danach wird die Einwohnerzahl insgesamt zwischen 2003 und 2020 
um rund 6.400 Personen (+4,3%) von ca. 148.500 auf 154.900 Einwohner an steigen.2 
 
Die Entwicklung ist jedoch im Stadtgebiet nicht einheitlich. So reichen die Wanderungsge-
winne in Handschuhsheim nicht aus, um den Verlust aus der natürlichen Bevölkerungsent-
wicklung auszugleichen. Der Saldo aus Geburten und Sterbefällen ist stark negativ (-1.400 
Einwohner). Obwohl nach der Prognose die Bevölkerung Handschuhsheims bis 2020 nur 
leicht von 19.200 auf 19.100 Personen abnimmt, hat der negative Geburtensaldo ungünstige 
Auswirkungen auf die Einwohnerstruktur und die Infrastrukturauslastung im Stadtteil. Diese 
lokale Komponente ist zusätzlich zu der nachfolgenden sich auf die Gesamtstadt beziehen-
den Argumentationslinie zu berücksichtigen. 
 
Die Zunahme der Bevölkerung um ca. 6.400 Personen in Heidelberg ist in erster Linie auf 
Wanderungsgewinne zurückzuführen. Daraus entsteht ein kontinuierlicher Bedarf an Sied-
lungsflächen für Wohnungsneubau. Verstärkt wird der Bedarf insbesondere durch einen An-
stieg der Haushaltszahlen durch die Zunahme der Einpersonenhaushalte. 
 
Das Statistische Landesamt Baden-Württemberg geht in seiner regionalisierten Wohnungs-
bedarfsprognose bis 2025 von einem bestehenden Wohnungsdefizit für Heidelberg von 
7.970 Wohnungen im Jahr 2005 aus. Für den Zeitraum von 2006–2025 wird ein künftiger 
Bedarf von 3.110 Wohnungen vorausgesagt.3 
 
In einer Schätzung der Stadt Heidelberg müssen bis zum Jahr 2020, unter Berücksichtigung 
des Ersatzbedarfs und der steigenden Nachfrage nach größeren Wohnungen, ca. 8.000 
neue Wohnungen errichtet werden. Die Stadt Heidelberg geht dabei von einem jährlichen 
Neubaubedarf von 500 Wohnungen aus, da mit einer Abnahme der Bevölkerung erst ab dem 
Jahr 2030 gerechnet werden kann. Selbst bei einer abnehmenden Bevölkerung verlangt der 
Remanenzeffekt, dass noch Wohnungen gebaut werden, weil letztlich die Haushaltszahlen 
über die Wohnungsnachfrage bestimmen. Immer wieder zeigt sich, dass z.B. ältere Men-
schen so lange wie möglich in ihrer Wohnung bleiben wollen, auch wenn diese für einen Ein- 
oder Zweipersonenhaushalt zu groß ist. 
 
Bedingt durch die topographische Lage, die bestehenden Schutzgebietsausweisungen und 
die Beanspruchung der noch unbebauten Flächen durch die Land- und Forstwirtschaft bzw. 
Naherholung stehen in Heidelberg nur noch eingeschränkt Erweiterungsflächen zur Verfü-
gung. Stadtumbaumaßnahmen, wie die Entwicklung der Bahnstadt und die Mobilisierung der 
Innenpotentiale spielen dabei eine entscheidende Rolle und haben im Sinne einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung politisch Vorrang. 
 
In den neuen Wohngebieten „Wieblingen – Schollengewann“, „Kirchheim – Im Bieth“ und der 
Bahnstadt können insgesamt 3.400 Wohnungen entstehen, so dass zusammen mit den grö-
ßeren Innenentwicklungspotentialen (Furukawa, Altklinikum) bis zum Jahr 2020 insgesamt 
                                                 
2 vgl. Stadt Heidelberg: Bevölkerungsentwicklung in Heidelberg nach Stadtteilen 2003 bis 2020, 2004 
3 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (Hrsg.) (2007) Neue regionalisierte Wohnungsbedarfsprognose für Baden-
Württemberg bis 2005, Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 7/2007, S. 13–21. 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (Hrsg.) (2007) Struktur- und Regionaldatenbank, Wohnungsdefizit 2005 sowie 
Wohnungsneubedarf und -ersatzbedarf bis 2025, http://www.statistik.baden-wuerttemberg.de/SRDB/home.asp?H=8&U=05& 
T=98035012&R=GE221000 
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4.750 Wohnungen realisiert werden könnten. Damit können nur 59 % des geschätzten Woh-
nungsbedarfes bis 2020 erfüllt werden. 
 
Die Bahnstadt mit einer geplanten Wohnungsanzahl von 2.550 Wohnungen4 allein reicht auf 
keinen Fall aus, sie lässt zudem keine fertiggestellten Wohnungen vor 2011 erwarten. 
 
Über den Zeitpunkt und Umfang der Freigabe der den amerikanischen Streitkräften überlas-
senen Liegenschaften liegen der Stadt Heidelberg keine gesicherten Informationen vor. Mit 
einem Abzug vor dem Jahr 2012 ist jedoch nicht zu rechnen. Inwieweit sich die bevorste-
henden Präsidentschaftswahlen auf einen Abzug der US-Streitkräfte aus Heidelberg auswir-
ken werden, ist nicht abschätzbar. Die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum von einer 
spekulativen Entwicklung abhängig zu machen, ist nicht zu verantworten. 
 
Beschlussvorschlag  
Die Anregung ist unbegründet, ihr wird daher nicht gefolgt.  

                                                 
4 gemäß der 2003 beschlossenen Rahmenplanung 
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